Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2143/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Grundsticksverkehr - Aufhebung von Ratsbeschliissen

Genaue Fassung:

01
Der Stadtrat beschlieBt die Aufhebung der in deraufgef[jhrten Ratsbeschliisse
bzw. einzelner Beschlussgegenstande.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2368/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Bebauungsplan STO594 "Ostlich Erfurter LandstraRe"; Abwagungs- und Satzungsbeschluss

Genaue Fassung:

01

Der Stadtrat beschlieft die Abwdgung zu den im Rahmen der Beteiligung der
Offentlichkeit, der Behorden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange eingegangenen
Stellungnahmen; das Abwdgungsergebnis mit Begrindung (Anlage 4) ist Bestandteil des
Beschlusses.

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den Einreichern von Stellungnahmen nach §3
Abs. 2 Satz 4 BauGB das Abwagungsergebnis mitzuteilen.

02
GemdR §10Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. §83 Abs.2 Thiringer Bauordnung

(TharBO) und §19Abs.1Satz1, § 2Abs.1 und2 Thiringer Gemeinde- und
Landkreisordnung (Thiringer Kommunalordnung - ThirKO) beschliet der Stadtrat Erfurt
den Bebauungsplan ST0594 ,Ostlich Erfurter LandstraBe“, bestehend aus der
Planzeichnung (M 1:2000 - Anlage 2) mit den textlichen Festsetzungen in seiner Fassung
vom 28.11.2012, als Satzung.

03
Die Begriindung (Anlage 3) zum Bebauungsplan STO594 ,Ostlich Erfurter LandstraRe®
wird gebilligt.

04

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, den Bebauungsplan gemdR § 21 Abs.3 Satz 1
ThirKO der Rechtsaufsichtsbehorde vorzulegen.

Die Satzung ist gemadR § 21 Abs. 3 Satz 2 ThirKO frihestens nach Ablauf eines Monats
ortsiiblich bekanntzumachen, sofern die Rechtsaufsichtsbehdrde die Satzung nicht
beanstandet.

Dabei ist auch anzugeben, wo der Plan mit der Begriindung wdhrend der Dienststunden
eingesehen und Uber den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister




Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2427/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Vorhabenbezogener Bebauungsplan ALT580 "Parkhaus Reglermauer” - Einleitungs- und
Aufstellungsbeschluss

Genaue Fassung:

01

Dem Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens nach § 12 Abs. 2 BauGB fir
das Vorhaben "Parkhaus Reglermauer" vom 21.09.2012 mit ca. 210 Stellplatzen wird
gemdl §12 Abs.2 Satz1 BauGB nach pflichtgemaRem Ermessen zugestimmt. Das
Bebauungsplanverfahren soll eingeleitet werden.

02

Fur einen Teilbereich von ca. 2000 gm des rechtsverbindlichen Bebauungsplan EFM123

"Anger / TrommsdorffstraBe / Juri-Gagarin-Ring / Bahnhofstrale" soll gemaR

§12Abs.1Satz1BauGB i.V.m. §2Abs.1Satz1 BauGB der vorhabenbezogener

Bebauungsplan "Parkhaus Reglermauer" aufgestellt werden. Das Gebiet des

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ALT 580 wird entsprechend der zeichnerischen

Festsetzungen begrenzt:

im Nordwesten: durch die nordwestlich Grenzen der Flurstiicks 3/5 der Flur 130
Gemarkung Erfurt-Sud in gerader Verldngerung zur BahnhofstraRBe im
Abstand von 5 m zur sidéstlichen Grenze des Flurstiicks 2/2

im Nordosten: durch die nordostliche Grenze des Flurstiickes 3/5 der Flur 130,
Gemarkung Erfurt-Stud

im Slidosten: durch die sudostliche Grenze des Flurstiicks 3/5 der Flur 130,
Gemarkung Erfurt-Std

im Siidwesten: durch die nordwestliche und 6stliche Grenze des Flurstiicks 4 und der
sudostliche Grenze des Flurstucks 3/5 der Flur 130, Gemarkung
Erfurt-Stid

Die GroRe des Plangebietes betragt ca. 0,2 ha.
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstiicke 3/5 und 2/2 (teilweise) der Flur 130 in der
Gemarkung Erfurt-Sad.

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Planungsziele angestrebt:

- Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan ALT 580 sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Umsetzung des Vorhabens Neubau
eines Parkhauses geschaffen werden.

- Die Zufahrt soll Uber die Strale Reglermauer erfolgen.

- Die fuBlaufige Erreichbarkeit der BahnhofstralRe soll auf dem kurzen Weg uber den
vorhandenen Durchgang im Gebdude BahnhofstraRe 4a auf dem Flurstiick 2/2 der
Flur 130, Gemarkung Erfurt durch ein Gehrecht zugunsten der Offentlichkeit
gesichert werden.

- Mit der Errichtung des Parkhauses soll der GroRteil der vorhandenen oberirdischen
Stellpldatze im Blockinnenbereich in das Parkhaus verlagert werden.

- Im Ergebnis der Realisierung des Parkhauses soll aulerhalb des Geltungsbereichs
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes die Freiflache im riickwdrtigen Bereich



des Grundstiicks Anger 11 neu gestaltet werden. Konkrete Vereinbarungen dazu
werden im Durchfiihrungsvertrag geschlossen.

Mit dem Bebauungsplan sollen die Erhaltungs- und Sanierungsziele der Satzung uber
die stadtebauliche Sanierung in Erfurt, Altstadt (EFM101) und Erhaltungssatzung fur
die Altstadt von Erfurt jeweils vom 15.Juni 1992 gebietsbezogen konkretisiert werden.

03

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung
gemdll §13a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Durchfiihrung einer
Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Auf die frihzeitige Unterrichtung und Erérterung nach § 3 Abs. 1 und §4 Abs. 1 BauGB
wird gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr 1 BauGB verzichtet.

04
Der Einleitungs- und Aufstellungsbeschluss ist gemall § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsiiblich
im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt bekannt zu machen.

GemdR § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, wo sich
die Offentlichkeit Gber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Offentlichkeit innerhalb
einer bestimmten Frist zur Planung duBern kann.

05

Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, mit dem Antragsteller (Vorhabentrdger) den
erforderlichen Durchfihrungsvertrag gemdlR § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB zur Vorbereitung
und Durchfiihrung dieses Bebauungsplanverfahrens abzuschlielRen.

06

Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Vorhabentrager Regelungen liber geeignete
Malknahmen, in Bezug auf die gestalterische Qualitatssicherung bei der
Fassadengestaltung des Parkhauses, zu treffen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2446/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

ALT624 "Neuerbe / MeyfartstraRe" - Aufstellungsbeschluss

Genaue Fassung:

01

Der Einleitungs- und Aufstellungsbeschluss fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
ALT624 "Neuerbe / Meyfartstrale" (Drucksachen-Nr. 0978/12) vom 19.07.2012
veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 15am 03.08.2012 wird aufgehoben.

02

Fir den Bereich in Erfurt-Mitte, ndrdlich der MeyfartstraBe und Ostlich der StraRe
Neuerbe soll gemdR § 2 Abs. 1Satz1 BauGB der Bebauungsplan ALT624 ,Neuerbe /
MeyfartstralRe" aufgestellt werden.

Der Geltungsbereich wird begrenzt:

im Norden: Gemarkung Erfurt- Flur 128
nordliche Flurstiicksgrenze der Teilflache des Flurstiicks 196, nordliche
Flurstiicksgrenze des Flurstiicks 133/2, nordliche Flurstiicksgrenze des
Flurstiicks 116/6 in geradliniger Verbindung zum westlichen Grenzpunkt
der Flurstiicke 141-142-193/1

im Osten: ~ Gemarkung Erfurt - Flur 128
Ostliche Flurstiicksgrenze der Teilflache des Flursticks 196, ostliche
Flurstiicksgrenze des Flurstiicks 116/6, 0Ostliche Flurstiicksgrenze des
Flurstiicks 116/4

im Suden:  Gemarkung Erfurt - Flur 128
sudliche Flurstiicksgrenze des Flurstiicks 116/4

im Westen: Gemarkung Erfurt - Flur 128
westliche  Flurstiicksgrenze  des  Flursticks  116/4,  ostliche
Flurstiicksgrenze des Flurstlicks 116/3, Teilflache des Flurstiicks 196

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Planungsziele angestrebt:

Reaktivierung und geordnete stddtebauliche Entwicklung einer innerstddtischen
Brachflache

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines
Wohngebietes flir gehobene Anspriiche an die architektonische und
stddtebauliche Gestaltung

Aufwertung des offentlichen Raums durch Schaffung von Parkplatzen nebst
StraRenbaumbepflanzung und Anlage eines Gehweges auf der Ostseite der Stralle
Neuerbe

Herstellung der planungsrechtlichen Zuldssigkeit einer vier- bis maximal
finfgeschossigen Wohnbebauung entlang der StralRe Neuerbe



- SchlieBung der Bauliicke an der Meyfartstralle und Aufnahme der vorhandenen
Bauflucht

- Herstellung der planungsrechtlichen Zulassigkeit einer mindestens vier bis
maximal finfgeschossigen Wohn- und Geschaftshausbebauung an der
MeyfartstralRe

- Schaffung attraktiver durchgrinter Freiflaichen im Quartiersinneren zur
Grunderzeitbebauung am Schmidtstedter Ufer

- Sicherung notwendiger Flachen fir den ruhenden Verkehr unter Berlicksichtigung
der Anforderungen aus dem Umfeld

03

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemald § 13a BauGB
im beschleunigten Verfahren ohne Durchfihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4
BauGB aufgestellt.

Auf die frihzeitige Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB
wird gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m.§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB verzichtet.

04
Der Aufstellungsbeschluss ist gemdR § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsuiblich im Amtsblatt
der Landeshauptstadt Erfurt bekannt zu machen.

Gemadl § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen,
wo sich die Offentlichkeit Gber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die
Offentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung duRern kann.

05
Fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans ALT624 wird eine Umlegung gemal}
§ 46 BauGB angeordnet.

06

Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, mit dem Vorhabentrager einen erforderlichen
stadtebaulichen Vertrag gem. § 11 BauGB zur Vorbereitung und Durchfihrung dieses
Bebauungsplanverfahrens abzuschlieen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2447/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Veranderungssperre VS024 fiir den Geltungsbereich des Bebauungsplans ALT624 "Neuerbe
/ Meyfartstrae"

Genaue Fassung:

01

Auf Grund von §14 Abs.1, §16 Abs.1 i.V.m. § 17 Abs. 1 Satz 1,2 und 3 Baugesetzbuch
(BauGB) i.V.m. § 83 Abs. 2 Thiiringer Bauordnung (ThurBO) und §§ 19 Abs. 1 Satz 1, 2 Abs. 1
und 2 Thiringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thuringer Kommunalordnung -
ThurkKO), beschlie@t der Stadtrat Erfurt die Satzung uUber die Anordnung der
Verdnderungssperre fiir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ALT624 "Neuerbe /
MeyfartstralRe" - VS024. Der beiliegende Satzungstext Uiber die Verdanderungssperre und
der Lageplan im MalRstab 1:500 (Anlage 2) sind Bestandteil des Beschlusses.

02
Die Satzung Uber Verdnderungssperre ist im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt
ortsublich bekannt zu machen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister




Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2456/12 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Neuabschluss des Konzessionsvertrages Wasser zwischen der Landeshauptstadt Erfurt und
der ThiitWa Thiiringen Wasser GmbH

Genaue Fassung:

Der Stadtrat beschlielt den Neuabschluss des Konzessionsvertrages Wasser zwischen der
Landeshauptstadt Erfurt und der ThiilWa ThiringenWasser GmbH gemaR[Anlage|

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 0002/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Anderung des Beschlusses des Stadtrats zur Drucksache 2636/09 vom 15.12.2010 iiber die
Beauftragung des Rechnungspriifungsamtes zur vergleichenden Effizienzpriifung des
Erfurter Sportbetriebes

Genaue Fassung:
Der Beschlusspunkt 01 zur Drucksache 2636/09 wird wie folgt gedndert:

01

Das Rechnungspriufungsamt wird beauftragt, eine begleitende Priifung des Eigenbetriebs
Erfurter  Sportbetrieb im  Rahmen der Projektarbeit zur Bildung eines
Sparteneigenbetriebes i. S. d. § 4 der Thiringer Eigenbetriebsverordnung (ThUrEBV)
durchzufihren.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr.0022/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Sonderpostwertzeichen "350 Jahre Zitadelle Petersberg"
Genaue Fassung:

01

Der Oberbiurgermeister wird beauftragt, unverziiglich alle erforderlichen MaRnahmen
einzuleiten, um mit der Herausgabe eines Sonderpostwertzeichens und einer
Sondergedenkminze durch das Bundesministerium fir Finanzen o6ffentlichkeitswirksam
das 350. Jubildum der Zitadelle auf dem Petersberg Erfurt zu begleiten.

02
Der Oberbirgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat im Juni 2013 lber seine Aktivitaten
zur Umsetzung des Beschlusses in schriftlicher Form zu berichten.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 0047/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Grundsticksverkehr - 6ffentliche Ausschreibung von Grundstiicken
Genaue Fassung:

01

Der Stadtrat stimmt der offentlichen Ausschreibung der in der aufgerhrten
Grundstiicke sowie der VerauBerung dieser Grundstiicke mindestens zum Verkehrswert zu
und erklart die Belastungsvollmacht fir noch aufzunehmende Grundschulden zur
Finanzierung der Kaufpreise und der Investitionen fir diese Grundstiicke. Alternativ zur
VerdulRerung soll auch die Bestellung von Erbbaurechten mit einer Laufzeit von maximal
90 Jahren zu mindestens 4 % Erbbauzins moglich sein.

02
Der Oberburgermeister wird ermadchtigt, die im Beschlusspunkt 01 genannten
Festlegungen umzusetzen.

03
Der Beschluss des Stadtrates Nr. 298/98 lfd. Nr. 07 der Anlage 1 vom 18.11.1998
(AlbrechtstralRe 55 - Verkauf nach § 19 Investitionsvorranggesetz) wird aufgehoben.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr.0110/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Mandatswechsel im Ausschuss 6ffentliche Ordnung, Sicherheit und Ortsteile
Genaue Fassung:

Als sachkundiger Birger im Ausschuss 6ffentliche Ordnung, Sicherheit und Ortsteile wird

neu: Christian WeilRenborn
bisher: Jens Steinecke
benannt.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr.0120/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Fortschreibung des Schulnetzes der Landeshauptstadt Erfurt fiir die Schuljahre 2012/13
bis 2013/14 MaRnahme 5: GS Urbich /RS Urbich

Genaue Fassung:

Punkt 3 der Malnahme 5

LZur Minderung der Raumkapazitdtsprobleme wird das ehemalige Grundschulgebdude
saniert

und beiden Schulen zur Unterrichtsnutzung zur Verfigung gestellt.”

wird gedndert in:

Zur Minderung der Raumkapazitatsprobleme wurde das ehemalige Grundschulgebdude
saniert und der Regelschule Urbich zur Nutzung fir die Klassenstufe 5 und 6 zugewiesen.
Die Grundschule Urbich erhdlt im Hauptgebdude zusatzlich zu den aktuell genutzten
Rdaumen die Unterrichtsraume 18 und 10 oder19 und 10 zugewiesen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 0166/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Grundsticksverkehr - 6ffentliche Ausschreibung von Grundstiicken
Genaue Fassung:

01

Der Stadtrat stimmt der &ffentlichen Ausschreibung der in der [Anlage 1]aufgefiihrten
Grundstiicke sowie der VerauBerung dieser Grundstiicke mindestens zum Verkehrswert zu
und erklart die Belastungsvollmacht fir noch aufzunehmende Grundschulden zur
Finanzierung der Kaufpreise und der Investitionen fir diese Grundstiicke. Alternativ zur
VerdulRerung soll auch die Bestellung von Erbbaurechten mit einer Laufzeit von maximal
90 Jahren zu mindestens 4 % Erbbauzins moglich sein.

02

Der Oberburgermeister wird ermadchtigt, die im Beschlusspunkt 01 genannten
Festlegungen umzusetzen.

gez. A. Bausewein
Oberblirgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr.0191/13 der Sitzung des Stadtrates vom 27.02.2013

Wahl eines 2. Stellvertreters im Jugendhilfeausschuss
Genaue Fassung:
Fir die SPD-Fraktion wird als 2. Stellvertreter fir Denny Moéller:
bisher: Michael Klostermann
neu: Ralf Jungnickel

in den Jugendhilfeausschuss gewdhlt.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Anlage 1 zur DS 2143/12 - aufzuhebende Ratsbeschliisse/Beschlussgegenstande

zurick zum
Beschluss

Beschluss /-datum Titel Lage Flache
Gemarkung, Flur, Flurstiick
247/00-20.12.2000 | Grundsticksverkehr - Frobelstralle 12
(fd. Nr. 17 Verkauf 6ffentliches ehemals Erfurt-Mitte, 2, 724 m?
Bieterverfahren 1116/37
(jetzt Erfurt-Nord, 2, 37/20)
247/00-20.12.2000 | Grundstiicksverkehr - GrinstraRke 13 174 m?
(fd. Nr. 21 Verkauf 6ffentliches Erfurt-Mitte,124, 38
Bieterverfahren
0309/10-24.03.2010 | Grundstiicksverkehr- Raiffeisenstrale 16 407 m?
(fd. Nr. 07 offentliche Ausschreibung | Erfurt-Mitte, 34, 94
213/98-23.09.1998 | Verkauf Bieterverfahren SalinenstralRe 34 344 m?
§ 19 InVorgG, Ilversgehofen, 12, 40/1
13. Ausschreibung
298/98-8..11.1998 Grundsticksverkehr - Nordhauser Stralle 66
Anlage 2 Ifd. Nr. 18 Verkauf Bieterverfahren Erfurt-Nord, 1, 262/54 Teilflache
§ 19 InVorgG, (jetzt Erfurt-Nord,1,54/33)
14. Ausschreibung
298/98-8..11.1998 | Grundstiicksverkehr - Auenstralle 1
Anlage 1 lfd. Nr. 8 Verkauf Bieterverfahren Erfurt-Nord, 11,118 238 m?
§ 19 InVorgG,
14. Ausschreibung
| 057/99-20.10.1999 | Grundstiicksverkehr - Nordhduser StralRe 67-69,
(fd. Nr. 13 Verkauf gem. § 19 InVorG Elbestralle 13-25
15. Ausschreibung Erfurt-Nord, 1, 54/4 11478 m?
Nordhduser StraRe 64-66,
Elbestralle 1-12,
Saalestralle 1-3
Erfurt-Nord, 1, 262/54 12284 m?
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|Drucksache 2456/12

Konz.Vertr. Wasser

Konzessionsvertrag Wasser

zurick zum
zwischen Beschluss

der

ThiWa ThirringenWasser GmbH
vertreten durch den Geschéftsfiihrer
Magdeburger Allee 34

99086 Erfurt

- im folgenden ,ThilWa"“ genannt -

und

der

Landeshauptstadt Erfurt

vertreten durch den Oberbiirgermeister
Fischmarkt 1

99084 Erfurt

- im folgenden ,Stadt” genannt -

- gemeinsam auch ,Vertragspartner genannt -

Praambel

Ziel des Vertrages ist, die Bereitstellung von Wasser und den Betrieb eines Wasserversorgungsnet-
zes zur allgemeinen Versorgung der Bevdlkerung durch die ThiWa im Konzessionsgebiet sicher zu
stellen. Zu diesem Zweck ist die ThiWa nach MaBgabe dieses Vertrages berechtigt, die 6ffentlichen
Verkehrswege und sonstige gemeindliche Grundstiicke der Stadt zu nutzen.

Die Parteien sind gemeinsam bestrebt, eine sichere, effiziente, preisgiinstige und nachhaltige lei-
tungsgebundene Versorgung der Einwohner, der Gewerbetreibenden und der &ffentlichen Einrich-
tungen der Stadt mit Wasser zu gewahrleisten.

Die Vertragspartner werden im beiderseitigen Interesse vertrauensvoll zusammenarbeiten und ver-
einbaren das Folgende:
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§1

Netzanlagen, Offentliche Einrichtung

(1)  Die ThiWa verlegt, errichtet, verandert, unterhélt und betreibt ein in ihrem Eigentum stehen-
des Wasserversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung zur unmittelbaren leitungsgebunde-
nen Versorgung von Verbrauchern, das eine Versorgung entsprechend den jeweils geltenden
gesetzlichen und untergesetzlichen Bestimmungen sicherstellt, insbesondere einen langfristig
angelegten leistungsfahigen und zuverldssigen Betrieb des Versorgungsnetzes sichert. Das
Wasserversorgungsnetz umfasst die ober- und unterirdischen Wassergewinnungs-, Speicher-
sowie Wasserverteilungsanlagen und deren Zubehér (alle baulichen und betrieblichen Anla-
gen, die in Zusammenhang mit dem Wasserversorgungsnetz stehen, insbesondere Fernmel-
de- und Signalkabel, Absperr- und Verteileinrichtungen, Schachte, Schutzrohre und ahnliche
Bauwerke, Hinweisschilder) einschlieBlich Regelstationen (im Folgenden gemeinsam als
"Netzanlagen" bezeichnet).

(2)  Die Netzanlagen stellen eine 6ffentliche Einrichtung dar und gelten mit Abschluss dieses Ver-
trages als gewidmet.

(8) Die ThaWa ist verpflichtet, die Netzanlagen jederzeit entsprechend den gesetzlichen und un-
tergesetzlichen Normen sowie dem jeweiligen Stand der Technik zu errichten, zu betreiben
und zu warten sowie einen sicheren und zuverldssigen Betrieb des Netzes jederzeit zu ge-
wahrleisten.

§2

Nutzungsrecht

(1) Das Konzessionsgebiet umfasst das Gebiet der Stadt gemaB Anlage 1 (im Folgenden ,Kon-
zessionsgebiet”). Werden Gebiete in das Stadtgebiet eingegliedert, in denen die ThiWa eine
Wasserversorgung betreibt, so gilt der Vertrag auch fir diese Gebiete, soweit nicht Rechte
Dritter entgegenstehen.

(2) Die Stadt rdumt der ThiWa das ausschlieBliche Recht ein , alle im Konzessionsgebiet gele-
genen offentlichen Verkehrswege, die sich laut § 43 ThirStrG in ihrer StraBenbaulast befin-
den, far die Errichtung, Verlegung, Veranderung, Unterhaltung und den Betrieb der Netzanla-
gen nach § 1 Abs. 1 zu benutzen (qualifiziertes Wegenutzungsrecht), soweit deren Gemein-
gebrauch dadurch nicht oder nur vorilbergehend beeintrachtigt wird (siehe § 23 ThirStrG). Of-
fentliche Verkehrswege sind die 6ffentlichen StraBen, Wege und Platze im Sinne von § 2 Thi-
ringer StraBengesetz in der jeweils gultigen Fassung.

Dritten Unternehmen wird die Stadt die Verlegung von Durchgangsleitungen im Versorgungs-
gebiet der ThiWa nur gestatten, wenn sichergestellt ist, dass aus diesen Leitungen im Ver-
sorgungsgebiet der ThiWa Wasser weder mittelbar noch unmittelbar Dritten angeboten oder
an Dritte abgegeben wird. Die Stadt wird die ThiiWa Uber solche Vorhaben dritter Unterneh-
men rechtzeitig unterrichten und die Interessen der ThiWa beriicksichtigen.
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(8)  Fir Netzanlagen, die nur teilweise der Verteilung von Wasser im Konzessionsgebiet dienen,
gilt dieses Nutzungsrecht ebenfalls.

(4) Die Nutzung der fiskalischen Grundstiicke der Stadt einschlieBlich Gemeinbedarfsflachen
(sonstige stadteigene Grundstiicke) ist, soweit berechtigte stadtische Interessen nicht entge-
genstehen, durch gesonderten Gestattungsvertrag mit der Stadt zu regeln. Dies gilt auch nach
Entwidmung eines offentlichen Verkehrsweges. Die Nutzung ist bei diesen fiskalischen
Grundstiicken entgeltpflichtig. Die Wertminderung des Grundstiickes ist durch die ThiWa
auszugleichen.

(5) Wird ein fiskalisches Grundstiick oder Teile eines fiskalischen Grundstiickes durch die Ent-
scheidung der Stadt in einen &ffentlichen Verkehrsweg Uberflihrt, werden die Vertragspartner
im gegenseitigen Einvernehmen einen gegebenenfalls bestehenden Gestattungsvertrag tber
das vormals fiskalische Grundstiick bzw. Teile hiervon beenden und flr gegebenenfalls einge-
tragene Grunddienstbarkeiten Ldschungsbewilligungen erteilen. Hierbei anfallende Kosten
werden von der ThiWa getragen.

(6) Bei Einziehung von durch die ThiWa genutzten 6ffentlichen Verkehrswegen entsprechend
§ 8 ThurStrG werden sich die Vertragspartner ungeachtet der Regelungen in §§ 7 und 8 die-
ses Vertrages einvernehmlich Gber den Abschluss eines Gestattungsvertrages verstandigen.
Soweit das betroffene Grundstiick verduBert werden soll und berechtigte stadtische Interes-
sen dem nicht entgegenstehen, ist die Stadt verpflichtet, die Interessen der ThiiWa gegenlber
Dritten sicher zu stellen, insbesondere die Eintragung einer Grunddienstbarkeit zur Sicherung
der Anlagen der ThilWa auf Kosten der ThiWa zu bewilligen und zu beantragen. Eine Wert-
minderung des Grundstiickes ist durch die ThiWa auszugleichen.

(7) Bei einem Wechsel der StraBenbaulast hat die Stadt gegeniiber dem Rechtsnachfolger auf
die Sicherstellung der Rechte der ThiiWa hinzuwirken.

§3
Aufgaben und Pflichten der ThiiWa

(1)  Die Stadt Gbertragt der ThiWa und diese tbernimmt die &ffentliche Versorgung der Stadt und
ihrer Einwohner innerhalb des jetzigen und zukinftigen Stadtgebietes (Versorgungsgebiet) mit
Wasser fUr private, gewerbliche, landwirtschaftliche und industrielle Zwecke. Dabei sind vor-
rangig und nachhaltig die im Stadtgebiet vorhandenen Grundwasservorkommen zu nutzen.

(2) Die ThiWa ist verpflichtet, im Versorgungsgebiet jedermann zu ihren allgemeinen Versor-
gungsbedingungen und nach den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen an ihr Ver-
sorgungsnetz anzuschlieBen und zu versorgen, soweit die hierfir erforderlichen Versorgungs-
anlagen vorhanden sind. . Das Recht der ThiWa zum Abschluss von Sondervertragen bleibt
unberlhrt.

(3)  Sollte die ThiWa durch behérdliche MaBnahmen oder durch héhere Gewalt an der Gewin-
nung, am Bezug oder an der Verteilung von Wasser verhindert sein, so ruht ihre Verpflichtung
zur Lieferung von Wasser. In derartigen Féllen ist die ThiiWa verpflichtet, eine ordnungsge-
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méaBe Lieferbereitschaft mit allen wirtschaftlich vertretbaren Mitteln wieder herzustellen. Zur
Entschadigungsleistung ist die ThiWa in solchen Fallen nicht verpflichtet.

(4) Im Fall unvermeidbarer Betriebseinschrankungen genieBen Einrichtungen zur Aufrechterhal-
tung der Ver- und Entsorgung der Allgemeinheit (Krankenhauser, Schulen, etc.) beim An-
schluss zur Versorgung mit Wasser, soweit tatsdchlich méglich und rechtlich zuldssig, vor an-
deren Abnehmern innerhalb des Vertragsgebietes den Vorzug.

(5) Die ThiWa wird die Netzanlagen jederzeit so erhalten und gestalten, dass sie diese an die
Stadt in Auslibung des in § 14 vereinbarten Erwerbsrechts mit Auslaufen dieses Vertrages
ohne Beeintrachtigung der Versorgungssicherheit ibergeben kann.

§4

Konzessionsabgaben

(1)  Als Entgelt fir die nach § 2 eingeraumten Nutzungsrechte zahlt die ThiWa an die Stadt Kon-
zessionsabgaben im gesetzlich jeweils hdchst zuldssigen Umfang gem&aB der Konzessions-
abgabenanordnung KAE - vom 4.3.1941 in ihrer jeweils giltigen Fassung. Derzeit betragen
diese Hochstsétze 15 v.H. der Roheinnahmen aus der Versorgung von Tarifabnehmern und
1,5 v.H. der Roheinnahmen aus der Versorgung von Sonderabnehmern. § 5 KAE-AnO findet
Anwendung.

(2) Die Abrechnung der fur ein Kalenderjahr zu zahlenden Konzessionsabgaben erfolgt bis spa-
testens Ende Juni des folgenden Jahres. Die Abrechnung, die ihr zugrunde gelegten Daten
sowie deren Ermittlung sind nachvollziehbar darzustellen. Die ThiiWa wird die ordnungsmaBi-
ge Abrechnung der Konzessionsabgabe alle drei Jahre fir das Abrechnungsjahr, erstmals
nach Ablauf des 31.12.2015, auf eigene Kosten durch einen Wirtschaftspriifer prifen und bes-
tatigen lassen. Die Stadt erhélt eine Ausfertigung des Testats.

(3) Sofern die zuldssigen Konzessionsabgaben vom Gesetz- oder Verordnungsgeber geandert
werden, wird ThiWa ihre Konzessionsabgabenzahlungen an die neuen Hdéchstbetrdge ab
dem vom Gesetz- oder Verordnungsgeber vorgegebenen Anderungszeitpunkt anpassen.
Stellt der neue Hochstbetrag der gesetzlich zulassigen Konzessionsabgabe nach Auffassung
der ThiiWa kein wirtschaftlich angemessenes Aquivalent fiir die gemaB § 2 eingerdumten
Nutzungsrechte dar, kann die ThiWa die Verhandlung Uber eine Anpassung der Konzessi-
onsabgabe fordern. Wird die Konzessionsabgabe preisrechtlich freigegeben, so ist eine wirt-
schaftlich angemessene Konzessionsabgabe fir die Wegebenutzung zu bezahlen. Einigen
sich die ThiWa und die Stadt nicht Gber die H6he der Konzessionsabgabe soll ein von der In-
dustrie- und Handelskammer Erfurt und vom Thiringer Stadtetag gemeinsam benannter Gut-
achter die angemessene Hohe der Konzessionsabgabe ermitteln.
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§5

Preisnachlass

(1) Die Stadt erhalt einen Preisnachlass fir ihren gemaB allgemeinem Tarif abgerechneten Ei-
genverbrauch in Héhe von 10 % des Rechnungsbetrages. Der Nachlass gilt nur fir den
Verbrauch und nicht fir das Vorhalteentgelt (Grundpreis).

Die Entnahmestellen, fir die der Nachlass gewahrt wird, sind in Anlage 3 abschlieBend auf-
gefiihrt. Die Stadt hat die ThiilWa Uber Anderungen der Anschlussnutzung an den Entnahme-
stellen und hinzukommende Entnahmestellen schriftlich zu informieren. Anlage 3 ist entspre-
chend zu aktualisieren.

Der Preisnachlass ist in der Abrechnung offen auszuweisen. Zum Eigenverbrauch zahlt auch
der Verbrauch der Eigenbetriebe und Einrichtungen der Stadt, nicht jedoch der der Eigenge-
sellschaften.

(2) Die Wasserlieferungen an die Stadt fir die 6ffentliche StraBenreinigung, Trinkwasserbrunnen,
einfache Zierbrunnen und Wasser fiir Feuerldschzwecke und Feuerldschibungszwecke erfol-
gen unentgeltlich. Die Wasserlieferung fir Feuerlésch- und Feuerléschiibungszwecke sowie
die Einrichtung und Unterhaltung von Anlagen fir Léschwasserversorgung und Feuerschutz
wurde zwischen der Stadt und der ThiWa durch eine gesonderte Vereinbarung vom 11. Au-
gust und 27. August 2009 geregelt. Diese ist als Anlage 2 diesem Vertrag beigeflgte und
gilt fir die Dauer dieses Konzessionsvertrages fort.

§6

Zusammenarbeit bei Planung, Bau und Betrieb von Netzanlagen

(1) Die ThiWa und die Stadt werden bei ihren Planungen und BaumaBnahmen vertrauensvoll
zusammenwirken, auf ihre Interessen gegenseitig Ricksicht nehmen und sich nach Kraften
unterstitzen. Berechtigte Belange des Vertragspartners sind jeweils angemessen zu berick-
sichtigen. Dazu gehéren die berechtigten Belange der Stadt im Natur-, Landschafts- und Um-
weltschutz, der Stadtplanung und - Entwicklung sowie die Aspekte der 6ffentlichen Sicherheit
und Ordnung sowie die Pflicht der ThiWa, ein sicheres, zuverlassiges und leistungsfahiges
Versorgungsnetz zu betreiben, zu warten und auszubauen.

(2)  Das Versorgungsnetz innerhalb des Vertragsgebiets wird entsprechend des Bedarfs ausge-
baut. Die ThiWa wird im Rahmen ihrer Planungshoheit zur értlichen Wasserversorgung bei
der Ausbauplanung Vorgaben der Stadt angemessen bericksichtigen.

(3) Soweit die gegenseitigen Abstimmungen der Parteien ergeben, dass im Rahmen der Er-
schlieBung neuer Baugebiete durch die Stadt ein Ausbau oder Erweiterungen der Netzanla-
gen mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind, soll die ThiiWa entsprechende Planungen
mit der Stadt abstimmen und dafiir sorgen, dass NetzbaumaBnahmen im unmittelbaren zeitli-
chen und organisatorischen Zusammenhang mit den Arbeiten zum Ausbaus bzw. der Erweite-
rung der 6ffentlichen Verkehrswege erfolgen.

(4) Die Stadt und die ThiWa werden einander von MaBnahmen, die die Interessen des anderen
Vertragspartners berGhren, méglichst friihzeitig - in der Regel zwélf Monate vorher - unterrich-
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ten und Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Das gilt insbesondere flr die Aufstellung neu-
er und die Anderung bestehender Bauleitplane und fiir bedeutsame Bauvorhaben der Ver-
tragspartner und Dritter. Das Planungsinformations- und Abstimmungsverfahren, die Koordi-
nierung und Durchfihrung der Arbeiten erfolgt, soweit die Parteien nicht abweichende Verein-
barungen treffen, entsprechend der Koordinierungsordnung der Stadt Erfurt in ihrer jeweils
glltigen Fassung. Eine Abschrift der aktuellen Fassung ist diesem Vertrag als Anlage 4 bei-
geflgt und wird von der ThiilWa als Bestandteil dieses Vertrages anerkannt.

Die ThiWa wird zum Zwecke der Optimierung der Prozesse bei der Stadt, der Reduzierung
der mit Bauarbeiten einhergehenden Belastungen, zur Hebung von Synergien sowie zur Ver-
meidung von nicht zwingend notwendigen zuséatzlichen Aufgrabungen des StraBenkérpers die
seitens der ThiWa geplanten Tiefbauarbeiten mit der Stadt, mit Betrieben und/oder Unter-
nehmen der anderen Versorgungssparten abstimmen und in der Durchfiihrung koordinieren
bzw. sich an der Koordinierung beteiligen.

(5) Die ThiWa hat bei Bauarbeiten die stadtischen Anlagen nach Weisung der Stadt und Anlagen
anderer Versorgungstrédger mit der gebotenen Sorgfalt zu sichern. Die Stadt weist ihrerseits
fOr sie tatige Dritte an, bei ihren Arbeiten betroffene Netzanlagen der ThiWa entsprechend zu
behandeln.

(6) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird die ThiiWa die benutzten Grundstiicke, Flachen oder
Bauwerke nach Weisung der Stadt und nach MaBgabe der jeweils allgemein anerkannten Re-
geln der Technik (z.B. ZTVA - Zuséatzliche Technische Vorschriften und Richtlinien fir Auf-
grabung in Verkehrsflachen in ihrer jeweils gultigen Fassung) wieder in den vorherigen bzw.
einen gleichwertigen Zustand versetzen.

(7) Die Stadt (Koordinierungsstelle) ist im Rahmen der Koordinierung einer BaumaBnahme be-
rechtigt, die Wiederherstellung der Verkehrsflachen selbst durchzufiihren oder von Dritten
durchfihren zu lassen. Die ThiWa ist verpflichtet, die Aufwendungen, die sie in diesem Fall
erspart, an die Stadt zu erstatten, sofern die Parteien vor Beginn der BaumaBnahme eine ent-
sprechende schriftliche Vereinbarung getroffen haben. Der Erstattungsanspruch ist der Héhe
nach begrenzt auf die Aufwendungen, die die ThiWa im Falle der Wiederherstellung in den
vorherigen oder gleichwertigen Zustand zum Zeitpunkt der BaumaBnahme hétte tragen mus-
sen, sowie dem Grunde und der H6he nach handels- und steuerrechtlich anerkannt werden.

(8)  Sofern die Vertragspartner nicht im Rahmen ihrer Abstimmungen zur BaumaBnahme etwas
Abweichendes vereinbaren, fihren sie grundsatzlich eine gemeinsame Abnahme durch. Die
Stadt sowie die ThiWa kdénnen verlangen, dass Abnahmen zusammengefasst realisiert wer-
den. Fir die von der ThiWa ausgefiihrten Bauarbeiten gilt eine Gewahrleistungsfrist von fiinf
Jahren. Sie beginnt mit der Abnahme der wiederhergestellten Oberflachen durch die Stadt.
Die ThiWa wird auftretende Mangel unverziglich beheben bzw. beheben lassen. Kommt die
ThiWa dieser Verpflichtung auch nach wiederholter schriftlicher Aufforderung durch die Stadt
innerhalb angemessener Frist nicht nach, so ist die Stadt zur Ersatzvornahme auf Kosten der
ThiiWa berechtigt. Die Stadt und die ThiWa werden auf Verlangen der Stadt spatestens drei
Monate vor Ablauf der Gewahrleistungszeit eine gemeinsame Gewahrleistungsabnahme
durchfihren.

(9) Die ThiWa fuhrt ein Bestandsplanwerk (ber ihre in der Stadt vorhandenen Netzanlagen nach
einem in der Versorgungswirtschaft Ublichen, aktuellen technischen Standard, insbesondere
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mit einer Darstellung nach Lage und - sobald technisch umsetzbar - Héhe der Netzanlagen im
Erdreich. Sie wird es der Stadt ermdglichen zu Planungszwecken, insbesondere zur Nutzung
im Rahmen der Vorbereitung und Koordinierung von Tiefbauarbeiten, jederzeit Uber das bei
der Stadt genutzte Geographische Informations System (GIS) online auf das digitalisierte Be-
standsplanwerk der ThilWa zuzugreifen. Soweit einzelne Daten Uber das GIS nicht abrufbar
sind (z.B. H6he der Netzanlagen im Erdreich) wird die ThiWa die bei ihr vorhandenen Daten
prifen und zur Verfligung stellen. Damit verbunden ist das Recht der Stadt, unentgeltlich Aus-
drucke und Kopien entsprechender Planausziige fir verwaltungsinterne Zwecke sowie zur
Weitergabe an von der Stadt beauftragte Dritte anzufertigen. Der Onlinezugriff auf das Be-
standsplanwerk ist der Stadt entgeltfrei zu gestatten. Gleiches gilt fir die Datenbereitstellung
an von der Stadt beauftragte Dritte. Die technischen Einzelheiten tiber den Zugriff auf das Be-
standsplanwerk werden die Vertragspartner gesondert abstimmen.

Bis zur Einrdumung eines entsprechenden Onlinezuganges stellt die ThiiWa der Stadt zur
Fortfiihrung des Mehrspartenplanes fiir alle Anderungen und Erweiterungen ihrer Netzanlagen
entsprechende Ausdrucke aus ihrem Bestandsplanwerk (MaBstab 1:500) unmittelbar nach der
Ubernahme in das eigene Bestandsplanwerk unentgeltlich zur Verfiigung.

(10) Die Stadt wird sich méglichst frihzeitig vor der Ausfihrung eigener Bauarbeiten bei der Thi-
Wa im Rahmen einer schriftichen Bauanfrage zum Vorhandensein sowie zur genauen Lage
von Netzanlagen der ThilWa im Arbeitsbereich erkundigen. Sie wird ferner von ihr beauftragte
Dritte darauf hinweisen, dass diese sich vor der Ausflhrung eigener Bauarbeiten bei der
ThiWa - zum Vorhandensein sowie zur genauen Lage von Netzanlagen der ThiWa im Ar-
beitsbereich zu erkundigen haben. Insoweit der ThiWa dabei auf der Grundlage ihres Be-
standsplanwerkes keine oder nur eine Auskunftserteilung anhand von geometrisch unzurei-
chenden Leitungspléanen méglich ist, welche Angaben zu Lage und Héhe ihrer Netzanlagen im
Erdreich nur mit erheblichen Ungenauigkeiten zulassen, wird die ThiWa die fehlenden Anga-
ben auf eigene Kosten ermitteln (z.B. Veranlassung entsprechender Suchschachtungen, zer-
stérungsfreie Erkundungen oder vergleichbare Verfahren, die dem Stand der Technik ent-
sprechen) und der Stadt in der Folge zur Verfigung stellen. Entstehen der Stadt bei der
Durchfiihrung von BaumaBnahmen Mehrkosten auf Grund schuldhaft fehlerhafter Angaben
der ThilWa, wird die ThiWa der Stadt diese Mehrkosten erstatten.

(11) Die ThiWa wird bei komplexen StraBen- und LeitungsbaumaBnahmen einen entsprechenden
Koordinierungsvertrag mit der Stadt abschlieBen.

(12) Die Stadt berechnet Verwaltungskostenbeitrage fir Leistungen, die die Stadt auf Verlangen
oder im Einvernehmen mit der ThiWa zu deren Vorteil erbringt.

§7

Nicht genutzte oder umgenutzte Anlagen

(1)  Die Stadt kann von der ThiiWa die Beseitigung im Eigentum der ThiWa stehender, stillgeleg-
ter Netzanlagen auf Kosten der ThiWa verlangen, soweit diese Anlagen MaBnahmen der
Stadt erschweren oder behindern oder der Stadt ein Verbleib der Anlagen nicht zugemutet
werden kann. Letzteres ist dann der Fall, soweit der Verbleib der Anlagen gegen schiitzens-
werte Interessen der 6ffentlichen Sicherheit, des Staddtebaus oder des Landschafts- und Um-
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weltschutzes verstdBt oder wenn eine Wiederinbetriebnahme der Anlagen oder Anlagenteile
durch ThiWa fiir langer als flinfzehn Jahre nicht erfolgt ist.

(2)  Werden Teile der Netzanlagen samt Zubehér einschlieBlich Regelstationen von ThiWa nicht
mehr zu Zwecken der allgemeinen Versorgung im Gebiet der Stadt genutzt, jedoch auch nicht
still gelegt, findet § 2 Abs. 3 entsprechende Anwendung.

(8) Nicht genutzte oder anders genutzte Anlagen bleiben im Eigentum der ThiWa und gelten
nicht als Grundstiicksbestandteil. ThiilWa hat alle Kosten zu Gbernehmen, die der Stadt durch
das Vorhandensein dieser Anlagen oder Anlagenteile entstehen. Nicht genutzte Anlagen sind
durch ThiWa zu dokumentieren und in dem Bestandsplanwerk nach § 6 Abs. 9 anzugeben.

§8

Anderung von Netzanlagen

(1)  Die Stadt kann eine im &ffentlichen Interesse liegende Anderung oder Sicherung der Netzan-
lagen verlangen. Hierzu zahlen insbesondere alle Anderungen, die infolge von BaumaBnah-
men an den stadtischen StraBen- und Kanalanlagen inkl. deren zugehériger Bestandteile und
der StraBenbeleuchtung erforderlich werden. Die Stadt wird die ThiiWa von allen MaBnah-
men, die eine Anderung von Netzanlagen notwendig machen, méglichst friihzeitig informieren
und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Die Stadt und die ThiiWa stellen gemeinsam
sicher, dass die jeweilige Anderung zum beiderseitigen Vorteil auf das durch das gemeindli-
che Interesse gebotene Maf3 beschrankt und der angestrebte Zweck mit den fiir beide Seiten
geringsten Aufwendungen erreicht wird. Die ThiiWa flihrt nach schriftlicher Aufforderung durch
die Stadt die Anderung oder Sicherung in angemessener Frist durch (Folgepflicht).

(2)  Die Kosten der Sicherung oder Anderung (Folgekosten) auf Veranlassung der Stadt tragen in
den ersten drei Jahren nach Errichtung, Verlegung oder Erneuerung der Netzanlage (Zeit-
punkt der Abnahme) die Stadt, in den folgenden sieben Jahren die Stadt und die ThiWa je-
weils zur Halfte. Danach tragt die ThiWa die Kosten allein, es sei denn, es handelt sich in
Hinblick auf die Notwendigkeit der MaBnahme um unverhéltnismaBig hohe Kosten. In diesem
Fall, den ThiWa darzulegen hat, tragt ThiWa nur 80 % der Kosten.

Die anteilige Kostentragungspflicht ist begrenzt auf den anteiligen Tagesneuwert der Anlagen
abzuglich der Abschreibungen nach technisch wirtschaftlicher Nutzungsdauer (Sachzeitwert).

(3)  Soweit ein Anspruch auf Kosteniibernahme gegen einen Dritten besteht, ist die anspruchsbe-
rechtigte Partei verpflichtet, diesen Anspruch zur Minderung der Folgekosten mit Vorrang gel-
tend zu machen.

(4)  Im Ubrigen werden Folgepflicht- und Folgekostenregelungen, die kraft Gesetzes oder auf-
grund anderweitiger schuldrechtlicher Vereinbarungen oder dinglicher Rechte bestehen, durch
diesen Vertrag nicht berihrt.
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§9

Anderung der Verhiltnisse

Sollten sich die technischen, wirtschaftlichen oder rechtlichen Verhaltnisse, die fir den Ab-
schluss dieses Vertrages maBgebend waren, wahrend der Vertragsdauer gegentber dem
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nachhaltig so wesentlich dndern, dass die Rechte und
Pflichten der Stadt und der ThiWa nicht mehr in einem angemessenen Verhéaltnis zueinander
stehen, so dass ein Festhalten an diesem Wasserkonzessionsvertrag eine unbillige Harte be-
deuten wirde, kann jeder der Vertragspartner eine Anpassung des Vertrages an die geédnder-
ten Verhéltnisse verlangen.

§10
Haftung

(1) Die ThiWa haftet gegeniiber der Stadt nach MaBgabe der gesetzlichen Bestimmungen fir
Schaden, die bei der Verlegung, Veranderung, Unterhaltung und dem Betrieb von Netzanla-
gen der ThiWa entstehen. Die ThiWa stellt die Stadt von allen Anspriichen, insbesondere
Entschadigungs- und Schadensersatzanspriichen, die Dritte der Stadt gegeniiber im Zusam-
menhang mit Errichtung, Anderung, Entfernung oder dem Betrieb der Netzanlagen geltend
machen, insoweit frei, als die Stadt im AuBenverhéltnis haftet.

Die Stadt wird solche Anspriiche Dritter nur mit Zustimmung der ThiilWa anerkennen oder
vergleichsweise regeln. Lehnt die ThiWa die Zustimmung ab, wird die Stadt etwaige Rechts-
streitigkeiten im Benehmen mit der ThiWa fihren. Die ThilWa tragt in diesem Falle alle der
Stadt zur Last fallenden gerichtlichen und auBergerichtlichen Kosten in tatsachlicher Hohe.
Sie muss die ergehende Entscheidung gegen sich gelten lassen.

(2)  Die vorstehenden Regelungen beriihren nicht die Haftungsregelungen fir Unterbrechungen
oder UnregelmaBigkeiten in der Wasserversorgung.

(3) Die Stadt haftet der ThiWa flir Beschadigungen ihrer Netzanlagen nach den gesetzlichen
Bestimmungen. Bei der Bemessung der H6he des zu ersetzenden Schadens sind insbeson-
dere das Alter, die verbleibende Abschreibungsdauer und der Erhaltungszustand der Netzan-
lagen angemessen zu bericksichtigen.

§ 11
Vertragsdauer

Dieser Vertrag gilt fir das in Anlage 1 beschriebene Konzessionsgebiet ab dem 01.01.2013
und endet am 31.12.2032. Gleichzeitig mit Wirksamwerden dieses Vertrages fir das in Anla-
ge 1 beschriebene Konzessionsgebiet wird der Konzessionsvertrag vom 16.09./21.12.1994
einschlieBlich aller Nachtragsvereinbarungen aufgehoben. Die Parteien haben die Absicht
mindestens zwei Jahre vor Vertragsablauf (ber eine eventuelle Fortsetzung der Vertragsbe-
ziehungen in Verhandlung zu treten.
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§12
Ubereignung oder Belastung von Netzanlagen

(1)  Sollte die ThiWa das Eigentum an den Netzanlagen oder an wesentlichen Teilen desselben
an einen Dritten Ubertragen oder zu Gunsten eines Dritten belasten wollen, so hat sie dies der
Stadt mindestens sechs Monate im Voraus schriftlich anzuzeigen und eine Genehmigung der
Stadt einzuholen. Verfligungen, die eine Beeintrachtigung der Eigenschaft als 6ffentliche Ein-
richtung zum Gegenstand haben kdénnen, sind ausgeschlossen.

ThiWa sichert zu, im Fall der Ubereignung oder Belastung sowie der hierauf gerichteten Ver-
pflichtung alle Vereinbarungen mit dem Dritten zu treffen, damit die Stadt die ihr nach diesem
Vertrag zustehenden Rechte, insbesondere das Kaufrecht nach § 14, auch gegeniiber diesem
Dritten ohne Nachteil geltend machen und durchsetzen kann.

(2)  Sind der Dritte und ThiiWa keine verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. des Akti-
engesetzes, steht der Stadt ein Ubernahmerecht entsprechend § 14 dieses Vertrages zu. Die
Vertragspartner regeln in diesem Fall die Nutzungsrechte der ThiiWa an den betreffenden
Netzanlagen bis zum Ablauf dieses Konzessionsvertrages in einer gesonderten Vereinbarung.

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht fiir den Fall einer gesetzlichen Pflicht zur Ubereignung.

§13
Informationspflichten

(1)  Soweit notwendig (z.B. zur Sicherstellung eines wettbewerbsrechtlich ordnungsgemaBen
Konzessionsvertragsvergabeverfahrens) stellt die ThiWa auf Antrag der Stadt detaillierte In-
formationen unentgeltlich und im gewiinschten Datenformat zur Verfligung. Der Informations-
umfang muss eine indikative Preiskalkulation fir die zu Gbernehmenden Anlagen ermdglichen.
Auf Anforderung der Stadt ist ThiilWa verpflichtet, ergdnzende Informationen zu Ubergeben,
soweit die ThilWa ihre Informationspflicht nicht vollstandig erfiillt hat.

(2)  Die Vertragspartner unterrichten sich unverzuiglich, wenn behdrdliche oder gerichtliche netz-
bezogene oder wasserwirtschaftliche MaBnahmen gegen sie eingeleitet werden. In gleicher
Weise berichten die Vertragspartner vom Ergebnis dieser Ermittlungen.

§14
Ubernahme der Netzanlagen durch die Stadt

(1)  Die Stadt oder ein von ihr benannter Dritter haben das Recht und auf Verlangen der ThiWa
die Pflicht, nach Beendigung des Vertrages die im Eigentum der ThiiWa stehenden Netzanla-
gen im Sinne von § 1, die fir die allgemeine Versorgung des Konzessionsgebietes notwendig
sind und bei wirtschaftlich rationeller Betriebsfiihrung weiterverwendet werden kdnnen, von
der ThiWa zu Ubernehmen, insbesondere kauflich zu erwerben oder zu vergleichbaren wirt-
schaftlichen Bedingungen zu pachten. Will die Stadt oder der von ihr benannte Dritte von die-
sem Recht Gebrauch machen, teilt sie dies der ThilWa spéatestens ein Jahr vor Beendigung
des Vertrages schriftlich mit. Dieses Recht erstreckt sich jedoch nicht auf die Anlagen, die die
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ThiWa zur Erfillung ggf. noch vorhandener eigener Verpflichtungen (z.B. Versorgung anderer
Netzgebiete) zwingend bendtigt.

(2)  Haben die Stadt oder der von ihr benannte Dritte vor Vertragsende ihre Ubernahmeabsicht
mitgeteilt, so ist ein mit EinzelmaBnahmen untersetzter Investitionsplan durch die Stadt oder
den von ihr benannten Dritten zu genehmigen.

(3) Die Stadt oder der von ihr benannte Dritte ist in den Fallen des Absatz 1 verpflichtet, alle dort
genannten Netzanlagen der ThiWa, inklusive der Netzanlagen, die nur teilweise der Vertei-
lung von Wasser im Konzessionsgebiet dienen, zu ibernehmen. Eine Verpflichtung zur Uber-
nahme besteht nicht fir solche Anlagen, die in den letzten drei Jahren vor Vertragende errich-
tet wurden, es sei denn, ihre Errichtung erfolgte auf der Grundlage von Abs. 2 oder nach einer
ausdricklich von der Stadt erbetenen Abstimmung oder ihre Errichtung war zur Erfillung der
Versorgungsaufgaben der ThiWa bzw. des Netzbetreibers nach diesem Vertrag zwingend er-
forderlich. Alle Gbrigen Netzanlagen verbleiben bei der ThiWa.

(4)  Die erforderliche Trennung der nach Absatz 3 von der Stadt oder von ihr benannten Dritten zu
Ubernehmenden und bei der ThilWa verbleibenden Netzanlagen ist von der ThiiWa auf eige-
ne Kosten so durchzufiihren, dass die Einbindung der von der Stadt libernommenen Netzan-
lagen in das vorgelagerte Netz mdglich ist. Einbindungskosten der Stadt oder Dritter werden
nicht von der ThiWa getragen. Die Entflechtung ist unter Beachtung der netztechnischen Er-
fordernisse so vorzunehmen, dass sich hinsichtlich der Versorgungssicherheit weder in dem
von der Stadt Gibernommenen Netz noch im Netz der ThiWa eine Verschlechterung ergibt.

(5)  Die Vergitung fur die von der Stadt zu Gbernehmenden Netzanlagen ist die wirtschaftlich an-
gemessene Vergutung zuziglich Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlichen Héhe. Bei der Er-
mittlung der Vergutung sind die von Anschlussnehmern, der Stadt oder Dritten geleisteten und
noch nicht aufgelésten Baukostenzuschlisse oder &hnlichen Entgelte oder Finanzierungshil-
fen, insbesondere der Wert unentgeltlich der ThiilWa von ErschlieBungstragern Gbertragenen
Anlagen, zu beriicksichtigen. Die Vergiitung der Netzanlagen basiert in der Regel auf dem
Tagesneuwert der Anlagen abzlglich der Abschreibungen nach technisch wirtschaftlicher
Nutzungsdauer (Sachzeitwert). Als Sachzeitwert gilt der mit der Restnutzungsdauer der ein-
zelnen Anlagen multiplizierte Tagesneuwert der Anlagen zum Zeitpunkt der Ubernahme, ge-
teilt durch die betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer unter Bertcksichtigung des Erhaltungszu-
standes und der technischen und wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Anlagen. Sollte kraft
gesetzlicher Normierung oder héchstrichterlicher Rechtsprechung geregelt werden, dass ein
anderer Wert als der Sachzeitwert fir die Bestimmung der wirtschaftlich angemessenen Ver-
gUtung maBgeblich ist, so gilt dieser Wert ab dem Zeitpunkt, der Rechtsgultigkeit der gesetzli-
chen Regelung bzw. Rechtskraft der hdchstrichterlichen Entscheidung an Stelle des Wertes
nach Satz 3 und 4.

(6) Die Verglitung fir die Netzanlagen ist im Falle des Kaufes Zug um Zug gegen die Ubereig-
nung der Netzanlagen, im Falle einer Gebrauchslberlassung quartalsweise zu zahlen.

(7)  Hinsichtlich der nach Absatz 3 bei der ThiWa verbleibenden Netzanlagen bleiben die der
ThiWa eingerdumten Rechte nach diesem Vertrag bis zu einer vertraglichen Neuregelung
bestehen. Uber die Einzelheiten der weiteren Inanspruchnahme der &ffentlichen
Verkehrswege werden die Stadt und die ThiWa eine besondere Vereinbarung abschlieBen;
dazu gehort auch die Berechtigung der ThiiWa Flachen fir diese und mit diesen Netzanlagen
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zu nutzen und die Festlegung einer angemessenen Vergitung, soweit diese gesetzlich zulas-
sig ist.

§15
Kosten

Etwaige Geblhren, Entgelte oder sonstige Abgaben, die infolge eines Abschlusses dieses
Vertrages sowie fur MaBnahmen zur Herbeifihrung oder Erhaltung seiner Rechtswirksamkeit
zu zahlen sind, werden von der ThiWa getragen.

§16
Daten fiir Zwecke der Abwassergebiihrenerhebung

Die von den Vertragspartnern getroffene Ergénzungsvereinbarung zum Konzessionsvertrag
1994 vom 15.03./04.09.2001 (Anlage 5) hinsichtlich der Ubergabe der fiir die Abwasserge-
buhrenerhebung erforderlichen Daten seitens der ThiilWa an die Stadt bleibt in Kraft und ist
Bestandteil diese Konzessionsvertrages.

§17
Allgemeine Regelungen

(1)  Die Vertragspartner verpflichten sich, die beiderseitigen Rechte und Pflichten aus diesem
Vertrag auf die jeweiligen Rechtsnachfolger zu lbertragen. Die notwendige Ubertragung auf
einen Rechtsnachfolger ist dem anderen Vertragspartner rechtzeitig - regelmaBig 6 Monate
vorher - schriftlich anzukiindigen.

(2) ThiiWa ist zu einer Ubertragung des Vertrages auf einen Dritten nur dann berechtigt, wenn
dieser die Rechte und Pflichten in vollem Umfang lbernimmt und gegen seine technische und
finanzielle Leistungsfahigkeit zur ordnungsmaBigen Vertragserfillung berechtigte Bedenken
nicht bestehen. Eine Ubertragung des Vertrages bedarf der Zustimmung der Stadt. Der Zu-
stimmung bedarf es nicht, sofern der Rechtsnachfolger der ThiWa ein diesem im Sinne der
§§ 15 ff. AktG verbundenes Unternehmen ist.

Bei Ubertragung des Eigentums ist die ThiiWa verpflichtet, zu gewéhrleisten, dass der Dritte
die Rechte und Pflichten aus § 14 Gbernimmt.

(3) Sollte es der ThiWa durch Gesetz oder VerwaltungsmaBnahmen ganz oder teilweise unmdg-
lich werden, die in diesem Vertrag vereinbarten Leistungen fir die von der Stadt eingerdumten
Rechte zu erbringen, so wird die ThUWa im Rahmen des rechtlich Zulassigen der Stadt ande-
re gleichwertige Leistungen gewahren, soweit die ThiWa durch den Wegfall oder die Be-
schrankung der genannten Vorschriften begunstigt wird. Die Art und Weise der dann zu
erbringenden Leistungen wird zwischen den Vertragspartnern vereinbart.

(4) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam sein oder werden, oder zusténdige
Behérden vollziehbar die Anderung von Vertragsbestimmungen verlangen, wird die Giiltigkeit
der Ubrigen Vertragsbestimmungen davon nicht berihrt. Die Vertragspartner verpflichten sich,
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die rechtsunwirksame Bestimmung durch eine ihr im wirtschaftlichen Erfolg méglichst gleich-
kommende Bestimmung zu ersetzen. Dies gilt entsprechend fiir den Fall einer Regelungslu-
cke.

(5) Bei Streitigkeiten Uber den Inhalt oder den Vollzug dieses Vertrages werden die Vertragspart-
ner eine gutliche Einigung anstreben. Gelingt dies nicht, so entscheiden die ordentlichen Ge-
richte, sofern sich beide Vertragspartner nicht auf die Einsetzung eines Schiedsgerichts oder
auf die Einholung eines Schiedsgutachtens einigen.

(7)  Gerichtsstand ist, soweit zulassigerweise zu vereinbaren, Erfurt.

(8)  Anderungen und/oder Erganzungen dieses Vertrages bediirfen der Schriftform. Dies gilt auch
fiir eine Anderung dieser Schriftformklausel. Kein Vertragspartner kann sich auf eine vom Ver-
trag abweichende tatsachliche Ubung berufen, solange diese Abweichung nicht schriftlich ver-
traglich fixiert ist.

(9) Die Vertragspartner verpflichten sich, Gber alle Informationen und Unterlagen, die den jeweils
anderen Vertragspartner betreffen, Stillschweigen zu bewahren, diese Daten Dritten nicht zu-
ganglich zu machen oder sonst zu verwerten. Dies gilt nicht fiir eine Rechtsverfolgung in eige-
ner Sache. Dies gilt auch nicht, soweit die Daten in Erfiillung einer gesetzlichen Auskunfts-
bzw. Informationspflicht, insbesondere aus Kommunalrecht, oder zur Vorbereitung einer Ent-
scheidung Uber den Abschluss eines neuen Konzessionsvertrages weiter gegeben werden. In
letzterem Falle wird die Stadt geeignete MaBnahmen ergreifen, um die Geheimhaltungsinte-
ressen der ThiWa angemessen sicherzustellen. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen
werden von den Vertragspartnern beachtet.

(10) Dieser Vertrag ist in zwei Ausfertigungen erstellt. Die Stadt und die ThilWa erhalten vom Ver-
trag sowie von samtlichen Nachtragen je eine vollstandige Ausfertigung.

Erfurt,

Landeshauptstadt Erfurt ThiWa GmbH

Andreas Bausewein Andreas Reinhardt

Oberburgermeister Geschéftsfihrer

Anlage 1: Konzessionsgebiet Landeshauptstadt Erfurt

Anlage 2: Vertrag Uber die Sicherstellung der Léschwasserversorgung vom 11./27.08.2009
Anlage 3: Verzeichnis der kommunalen tariflichen Entnahmestellen der LH Erfurt

Anlage 4: Koordinierungsordnung der Landeshauptstadt Erfurt

Anlage 5: Erganzungsvereinbarung vom 04.09.2001 zum Konzessionsvertrag 1994



zuriick zum
Anlage 1 zur DS 0047/13 Beschluss
offentliche Ausschreibung von Grundstiicken
Lfd. | Grundstiick Gemarkung | Flur | Flurstiick | GroBe in m?
Nr.:
1 |AlbrechtstraRe 55 Erfurt-Nord 9 18 33
19 252
2 | GoethestralRe 66 Erfurt-Sid 27 293/59 712
3 | GrinstraBe 15b Erfurt-Mitte | 124 35 355
4 | Gustav-Freytag-Stralle 60/61 | Erfurt-Sud 113 91/63 1.345
5 |Kranichfelder StraRBe 145 Melchendorf| 2 446 386
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Textfeld
zurück zum Beschluss


zurick zum

Anlage 1 zur DS 0166/13 Beschluss
6ffentliche Ausschreibung von Grundstiicken
Lfd. | Grundstuck Gemarkung | Flur | Flurstiick | GroRein m?
Nr.:

Iderhoffstrale 8 (1/2 Anteil) |Erfurt-Mitte | 35 142/24 414

Peter-Cornelius-Strale Melchendorf| 1 32/16 1.396

ChamissostraRe Erfurt-Std 118 2/110 642
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zurück zum Beschluss
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